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A. Evangelische Kirche in Deutschland

Nr. 59* – Änderung der
Fortbildungsprüfungsordnung zur

EKD-Bilanzbuchhalterin /zum EKD-
Bilanzbuchhalter.

Vom 30. April 2020.
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat
auf Grund von § 2 der Verordnung des Rates der
Evangelischen Kirche in Deutschland über die Zu-
ständigkeit für die Fortbildung zur EKD-Bilanzbuch-
halterin /zum EKD-Bilanzbuchhalter vom 2. Septem-
ber 2011 (ABl. EKD S. 248) folgende Änderung der
Prüfungsordnung beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Fortbildungsprüfungsordnung

zur EKD-Bilanzbuchhalterin /zum EKD-
Bilanzbuchhalter

Dem § 4 der Fortbildungsprüfungsordnung zur EKD-
Bilanzbuchhalterin /zum EKD-Bilanzbuchhalter vom
28. Juni 2018 (ABl. EKD S. 134) wird folgender Ab-
satz 5 angefügt:
„(5) Eine Sitzung des Prüfungsausschusses kann
durch Beschluss der oder des Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses als Telefon- oder Videokonferenz
durchgeführt werden. Zulässig ist auch die Zuschal-
tung einzelner Mitglieder zu Sitzungen per Telefon
oder Video. In diesen Fällen wird die Identität der zur
Teilnahme an den Sitzungen Berechtigten zu Beginn
der Sitzung überprüft.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Die Änderung der Prüfungsordnung tritt am 1. Mai
2020 in Kraft.
H a n n o v e r, den 30. April 2020

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 60* – Änderung der Geschäfts-
ordnung für das Kirchenamt der

Evangelischen Kirche in Deutschland.
Vom 15. Mai 2020.

Die Geschäftsordnung für das Kirchenamt der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland vom 9. Dezember
2019 (ABl. EKD 2018 S. 30) wird wie folgt geändert:
1. § 12 Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) Erfolgt eine Zuschaltung durch Telefon oder
Video wird die Identität der zur Teilnahme an den
Sitzungen Berechtigten zu Beginn der Sitzung
überprüft. Über die Beratungen in Sitzungen ist
Verschwiegenheit zu wahren.“

2. a) In § 14 wird nach Satz 1 folgender neuer Satz
2 eingefügt:
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„Der Anwesenheit steht eine Zuschaltung
durch Telefon oder Video gleich.“

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden die Sätze
3 bis 6.

H a n n o v e r, den 15. Mai 2020

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 61* – Verordnung über die
Entschädigung für die Mitglieder von

Einigungsstellen nach dem Mit-
arbeitervertretungsgesetz der EKD.

Vom 15. Mai 2020.
Auf Grund des § 36a Absatz 5 des Mitarbeitervertre-
tungsgesetzes der EKD in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Januar 2019 (ABl. EKD S. 2) ver-
ordnet der Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land:

§ 1 Entschädigung für die Mitglieder, die der
Einrichtung oder Dienststelle nicht angehören

(1)  Vorsitzende, die der Einrichtung oder Dienststelle
nicht angehören, erhalten für jedes Verfahren eine
Entschädigung in Höhe von 500,00 € bis zu 2.000,00
€. Für die Bemessung der Entschädigung ist die recht-
liche und tatsächliche Schwierigkeit der Streitigkeit
maßgeblich, dies bestimmen die Vorsitzenden im Be-
nehmen mit der Dienststellenleitung.
(2)  Beisitzer und Beisitzerinnen, die der Einrichtung
oder Dienststelle nicht angehören, erhalten für jedes
Verfahren eine Entschädigung in Höhe von 30 vom
Hundert der Entschädigung der Vorsitzenden.
(3)  Wird das Verfahren vor der Durchführung einer
mündlichen Verhandlung beendet, reduziert sich die
Entschädigung auf 50 vom Hundert.
(4)  Mit der Entschädigung sind sämtliche Ansprüche
auf Verdienstausfall und Aufwandsentschädigung ab-
gegolten. Reisekosten werden nach Bundesreisekos-
tengesetz oder den für die Einrichtung oder Dienst-
stelle geltenden Bestimmungen erstattet.
(5)  Davon unbenommen können die Mitglieder der
Einigungsstelle auf ihre Entschädigung jeweils ver-
zichten.

§ 2 Entschädigung für die Mitglieder, die der
Einrichtung oder Dienststelle angehören

Die der Einrichtung oder Dienststelle angehörenden
Mitglieder der Einigungsstelle erhalten für ihre Tätig-
keit in der Einigungsstelle keine Entschädigung. Glei-
ches gilt für die Mitglieder gemeinsamer Einigungs-
stellen, die den beteiligten Einrichtungen und Dienst-
stellen angehören. Sie werden ohne Minderung ihrer
Bezüge freigestellt. Mehrarbeit wird ausgeglichen
oder vergütet; notwendige Auslagen werden gegen

Nachweis nach den in der Einrichtung oder Dienst-
stelle geltenden Bestimmungen erstattet.

§ 3 Fälligkeit
Die Entschädigung wird mit der Beendigung des Ei-
nigungsstellenverfahrens fällig. Der Entschädigungs-
anspruch verjährt innerhalb der gesetzlichen Verjäh-
rungsfrist der §§ 195 und 199 BGB.

§ 4 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2020 in Kraft.
H a n n o v e r, den 15. Mai 2020

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 62* – Arbeitsrechtsregelung
(Beschluss) 43/20 (KAVO)

(Kurzarbeit).
Vom 26. März 2020.

Aufgrund § 2 Absatz 2 des Arbeitsrechtsregelungsge-
setzes EKD-Ost (ARRG. EKD-Ost) vom 5. November
2008 (ABl. EKD S. 367), zuletzt geändert am 12. No-
vember 2014 (ABl. EKD S. 366), hat die Arbeits-
rechtliche Kommission EKD-Ost am 26. März 2020
die folgende Arbeitsrechtsregelung beschlossen:

Arbeitsrechtsregelung
über die Einführung von Kurzarbeit

§ 1
Geltungsbereich

Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für die Beschäfti-
gungsverhältnisse bei der Evangelischen Landeskir-
che Anhalts, der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland und der Union Evangelischer Kirchen in
der Evangelischen Kirche in Deutschland, die arbeits-
rechtliche Bestimmungen der Arbeitsrechtlichen
Kommission der ARK-EKD Ost anwenden.

§ 2
Grund der Kurzarbeit

Diese Arbeitsrechtsregelung gilt nur im Falle von er-
heblichen Arbeitsausfällen im Sinne des § 96 SGB III
in den Einrichtungen oder Teilen von Einrichtungen
im Geltungsbereich der Arbeitsrechtsregelung auf-
grund von Covid-19.

§ 3
Dauer und Umfang der Kurzarbeit, betroffener

Personenkreis
(1)  Aufgrund der Ausbreitung von Covid-19 müssen
Einrichtungen bis auf weiteres ganz oder teilweise
schließen. Durch Dienstvereinbarung mit der zustän-
digen Mitarbeitervertretung kann in diesen Fällen die
Einführung von Kurzarbeit vereinbart werden. In der
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Dienstvereinbarung sind Beginn und Dauer der Kurz-
arbeit zu regeln. Die Kurzarbeit ist längstens auf den
Zeitraum der vollständigen oder teilweisen Betriebs-
schließung beschränkt. Sie endet spätestens mit Ende
der Gültigkeit dieser arbeitsrechtlichen Regelung.
(2)  Die Kurzarbeit betrifft alle Personen, die in diesen
Einrichtungen oder Einrichtungsteilen tätig sind.
(3)  Von der Kurzarbeit ausgenommen sind:
1. Auszubildende und BA-bzw. Werkstudenten so-

wie das mit der Ausbildung beauftragte Personal,
2. Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis während des

Kurzarbeitszeitraums aufgrund Kündigung oder
Aufhebungsvertrag endet,

3. Schwangere Frauen und werdende Väter, die El-
terngeld in Anspruch nehmen werden, und bei de-
nen der Bezug von Kurzarbeitergeld in den Be-
messungszeitraum des Elterngeldes gemäß § 2
BEEG fallen wird,

4. Beschäftigte in Altersteilzeit,
5. Geringfügig Beschäftigte,
6. Arbeitnehmer, bei denen die persönlichen Voraus-

setzungen für den Bezug von Kurzarbeitergeld
nach § 98 SGB III nicht vorliegen.

§ 4
Veränderung und Beendigung der Kurzarbeit

(1)  Kann der Betrieb früher als erwartet wieder auf-
genommen werden, ist Kurzarbeit mit Zustimmung
der Mitarbeitervertretung zu beenden.
(2)  Besteht die Notwendigkeit, die Kurzarbeit zu ver-
längern, bedarf es der erneuten Vereinbarung mit der
Mitarbeitervertretung.

§ 5
Andere Kompensationsmaßnahmen

Vor der Einführung von Kurzarbeit sind alle weiteren
Kompensationsmöglichkeiten (Abbau von Vorjahres-
urlaub, Überstundenkontingenten oder sonstigen Zeit-
guthaben) nach Maßgabe von § 96 SGB III auszu-
schöpfen, hiervon ausgenommen bleibt der Bestand
der Langzeitkonten.

§ 6
Zahlung des Kurzarbeitergeldes

Das Kurzarbeitergeld wird zum Zeitpunkt der übli-
chen monatlichen Entgeltzahlung durch den Arbeit-
geber gezahlt. Dies gilt unabhängig von dem Zah-
lungszeitpunkt durch die Agentur für Arbeit.

§ 7
Jahressonderzahlung, Entgeltfortzahlung im

Krankheitsfall
(1)  Für die Berechnung der Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall gemäß § 22 KAVO-Ost gilt § 21 KA-
VO-Ost entsprechend.
(2)  Für die Anwendung sonstiger Bestimmungen blei-
ben die Kürzung der arbeitsvertraglich vereinbarten
Arbeitszeit und die sich daraus ergebende Minderung
des Entgelts außer Betracht. Die Jahressonderzahlung

wird aus dem Entgelt, das ohne Kurzarbeit zu gewäh-
ren wäre, bezahlt.

§ 8
Zuschuss zum Kurzarbeitergeld

(1)  Diejenigen Arbeitnehmer, die von der Kurzarbeit
betroffen sind, erhalten vom Arbeitgeber neben dem
verkürzten Entgelt eine Aufstockung des von der
Agentur für Arbeit zu erwartenden Kurzarbeitergeldes
auf 80% der Nettoentgeltdifferenz zwischen dem pau-
schalierten Nettoentgelt aus dem Sollentgelt und dem
pauschalierten Nettoentgelt aus dem Ist-Entgelt nach
§ 106 SGB III.
(2)  Der Zuschuss zum Kurzarbeitergeld wird zusam-
men mit der üblichen Entgeltauszahlung gezahlt. Dies
gilt unabhängig von dem Zahlungszeitpunkt durch die
Agentur für Arbeit.
(3)  Bei der Lohn- und Gehaltsabrechnung werden zu
zahlende Vergütungen, Kurzarbeitergeld und Zu-
schuss gesondert ausgewiesen.

§ 9
Anzeigepflicht

Die Wirksamkeit von auf der Grundlage dieser Rege-
lung abgeschlossenen Dienstvereinbarungen steht un-
ter dem Vorbehalt eines Bescheides der Bundesagen-
tur für Arbeit nach § 99 Absatz 3 SGB III, dass ein
erheblicher Arbeitsausfall vorliegt und die betriebli-
chen Voraussetzungen erfüllt sind.

§ 10
Kündigung

Während der Kurzarbeit ist der Ausspruch von be-
triebsbedingten Kündigungen von Mitarbeitern, die
sich in der Kurzarbeit befinden, nicht zulässig.

§ 11
Inkrafttreten und Geltungsdauer

Die Regelung tritt mit Wirkung vom 1. März 2020 in
Kraft und gilt befristet bis zum 30. September 2020.
E r f u r t , den 6. April 2020

Arbeitsrechtlicen Kommission der EKD-Ost
Christian V o l l b r e c h t

(Vorsitzender)

Nr. 63* – Mitteilung über die Berufung
der Mitglieder der Senate in Diszipli-

narsachen bei dem Kirchengerichtshof
der Evangelischen Kirche in

Deutschland.
Vom 28. Februar 2020.

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat
in seiner Sitzung am 28. Februar 2020 für die Amtszeit
bis zum 31. Dezember 2025 nachfolgende Mitglieder
des Ersten und Zweiten Senats in Disziplinarsachen
bei dem Kirchengerichtshof der EKD gemäß § 50 Ab-
satz 4 des Disziplinargesetzes der EKD berufen:
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Senat /Amt Mitglied Stellvertretung
Erster Senat
Vorsitzender
Richter:

Richter am
Landgericht Dr.
Martin Müller-
Follert, Berlin

1. Vors. Richterin
am Landgericht
Dr. Kirsten En-
nuschat, Witten

2. Erster Staatsan-
walt Bernd
Klippstein,
Freiburg

1. Rechtskun-
diger Richter:

Ltd. Verwal-
tungsdirektor
Dr. Arno Wett-
laufer, Alsfeld

1. Oberstaatsan-
walt Gerald
Rübsam, Biele-
feld

2. Oberkirchenrat
Dr. Michael
Frisch, Stutt-
gart

2. Rechtskun-
diger Richter:

Richter am
Amtsgericht
Oliver Bunge,
Kiel

1. Richter am
Landgericht
Sven Besser-
dich, Bielefeld

2. Oberstaatsan-
walt Clemens
Eimterbäu-
mer, Hannover

Ordinierte
Richterin in
Verf. gegen
beschuldigte
Pers. lutheri-
schen Be-
kenntnisses:

Superintenden-
tin Christiane
Kellner, Mer-
seburg

1. Pfarrer i.R.
Hans Peetz,
Seybothenreuth

2. Propst Friede-
mann Bräsen,
Hamburg

Ordinierte
Richterin in
Verf. gegen
beschuldigte
Pers. refor-
mierten und
unierten Be-
kenntnisses:

Pfarrerin Karin
Dembek, Ke-
velaer

1. Pfarrerin Betti-
na Hanke-Post-
ma, Blomberg

2. Pfarrer, Studi-
enleiter Reiner
Rohloff, Nord-
horn

Richter in
Verf. gegen
Kirchenbe-
amte u. -be-
amtinnen d.
höheren
Dienstes:

Kirchen-Ver-
waltungsober-
rat Dipl.-Kfm.
Matthias Küs-
termann, Wit-
ten

1. Landeskirchen-
rat Christian
Fehrmann,
Braunschweig

2. Oberlandeskir-
chenrätin Dr.
Anne-Ruth
Wellert, Kassel

Richterin in
Verf. gegen
Kirchenbe-
amte u. -be-
amtinnen d.
gehobenen u.
mittleren
Dienstes:

Kirchenverwal-
tungsoberamts-
rätin Christine
Dieterich,
Murrhardt

1. Kirchenverwal-
tungsrat Frank
Jaksties, Bü-
ckeburg

2. Kirchenamtsrä-
tin Carmen Be-
litz, Kiel

Senat /Amt Mitglied Stellvertretung
Zweiter Senat
Vorsitzender
Richter:

Richter am Ver-
waltungsge-
richtshof Dr.
Wilfried Holz
LL.M., Mann-
heim

1. Richter am
Oberlandesge-
richt Dr. Micha-
el Braukmann,
Celle

2. Vors. Richter
am Hanseati-
schen OLG
Claus Böhr-
nsen, Bremen

1. Rechtskun-
diger Richter:

Oberstaatsan-
walt Gerald
Rübsam, Bie-
lefeld

1. Ltd. Verwal-
tungsdirektor
Dr. Arno Wett-
laufer, Alsfeld

2. Oberkirchenrat
Dr. Michael
Frisch, Stutt-
gart

2. Rechtskun-
diger Richter:

Richter am
Landgericht
Sven Besser-
dich, Bielefeld

1. Richter am
Amtsgericht
Oliver Bunge,
Kiel

2. Oberstaatsan-
walt Clemens
Eimterbäu-
mer, Hannover

Ordinierte
Richterin in
Verf. gegen
beschuldigte
Pers. lutheri-
schen Be-
kenntnisses:

Pfarrer i.R.
Hans Peetz,
Seybothenreuth

1. Superintenden-
tin Christiane
Kellner, Merse-
burg

2. Propst Friede-
mann Bräsen,
Hamburg

Ordinierte
Richterin in
Verf. gegen
beschuldigte
Pers. refor-
mierten und
unierten Be-
kenntnisses:

Pfarrerin Betti-
na Hanke-
Postma, Blom-
berg

1. Pfarrerin Karin
Dembek, Keve-
laer

2. Pfarrer, Studi-
enleiter Reiner
Rohloff, Nord-
horn

Richter in
Verf. gegen
Kirchenbe-
amte u. -be-
amtinnen d.
höheren
Dienstes:

Kirchen-Ver-
waltungsober-
rat Dipl.-Kfm.
Matthias Küs-
termann, Wit-
ten

1. Landeskirchen-
rat Christian
Fehrmann,
Braunschweig

2. Oberlandeskir-
chenrätin Dr.
Anne-Ruth
Wellert, Kassel
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Richterin in
Verf. gegen
Kirchenbe-
amte u. -be-
amtinnen d.
gehobenen u.
mittleren
Dienstes:

Kirchenverwal-
tungsoberamts-
rätin Christine
Dieterich,
Murrhardt

1. Kirchenverwal-
tungsrat Frank
Jaksties, Bü-
ckeburg

2. Kirchenamtsrä-
tin Carmen Be-
litz, Kiel

H a n n o v e r, den 28. Februar 2020

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland

––––––––––––––

C. Aus den Gliedkirchen

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers

Nr. 64 – Verordnung mit Gesetzeskraft
zur Sicherung der Handlungsfähigkeit

der kirchlichen Körperschaften.
Vom 19. März 2020. (KABl. S. 74)

Der Landessynodalausschuss hat aufgrund des Arti-
kels 71 der Kirchenverfassung vom 16.5.2019 (KABl.
S. 31) die folgende Verordnung mit Gesetzeskraft be-
schlossen:

§ 1 Zweck der Verordnung mit Gesetzeskraft
Zweck dieser Verordnung mit Gesetzeskraft ist es, die
Handlungsfähigkeit der kirchlichen Körperschaften
nach Artikel 14 Absatz 1 der Kirchenverfassung auch
angesichts der gegenwärtigen Einschränkungen des
öffentlichen Lebens zu sichern, die mit den Maßnah-
men zum Schutz gegen eine weitere Ausbreitung des
Coronavirus SARS-CoV-2 verbunden sind.

§ 2 Allgemeine Regelung zu Umlaufbeschlüssen
Die Leitungsorgane der kirchlichen Körperschaften
können Beschlüsse auch dann im Umlaufverfahren
fassen, wenn statt aller Mitglieder des Organs nur die
Mehrheit der gesetzlichen Mitglieder einer Beschluss-
fassung im Umlaufverfahren zustimmt. Der Be-
schlussvorschlag muss allen Mitgliedern des Organs
zugehen und eine angemessene Frist für Rückmeldun-
gen vorsehen.

§ 3 Abweichungen von den Bestimmungen des
Pfarrstellenbesetzungsgesetzes (PfStBG)

(1)  Solange es wegen des Verbotes von Zusammen-
künften in Kirchen und Gemeindehäusern oder wegen
anderer Beschränkungen von sozialen Kontakten in
öffentlichen Bereichen nicht möglich ist, Gottesdiens-
te unter Beteiligung einer Gemeinde durchzuführen,
kann anstelle eines Aufstellungsgottesdienstes nach
§ 19 PfStBG ein von der Bewerberin oder dem Be-
werber geleiteter Gottesdienst oder eine Aufstellungs-
predigt aufgezeichnet und auf einer Internetseite der
Kirchengemeinde bereitgestellt werden; dabei ist der
Tag der Bereitstellung anzugeben. Auf die Bereitstel-
lung im Internet ist rechtzeitig auf der Internetseite der
Kirchengemeinde oder in anderer geeigneter Weise
hinzuweisen. Dabei ist auch darauf hinzuweisen,
wann die Frist für Einwendungen nach § 20 Absatz 2
PfStBG endet. Einwendungen nach § 20 Absatz 2
PfStBG können auch in elektronischer Form erhoben
werden.
(2)  Eine Wahl durch den Kirchenvorstand nach § 26
Absatz 1 PfStBG kann auch im Umlaufverfahren er-
folgen. Abweichend von § 2 Satz 1 müssen alle Mit-
glieder des Kirchenvorstandes an der Wahl im Um-
laufverfahren teilnehmen.
(3)  Anstelle einer Abkündigung nach § 26 Absatz 2
Satz 1 PfStBG kann die Wahl durch den Kirchenvor-
stand auf der Internetseite der Kirchengemeinde oder
in anderer geeigneter Weise bekanntgemacht werden.
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(4)  Für den Aufstellungsgottesdienst nach § 26 Absatz
3 PfStBG und für Einsprüche nach § 26 Absatz 4
PfStBG gilt Absatz 1 entsprechend.

§ 4 Abweichungen von den Bestimmungen der
Kirchenkreisordnung

(1)  § 18 Absatz 1 KKO findet im Jahr 2020 keine An-
wendung.
(2)  Abweichend von § 39 Absatz 3 KKO kann der
Kirchenkreisvorstand auch Entscheidungen über den
Haushaltsplan und den Stellenrahmenplan treffen,
wenn der Vorstand der Kirchenkreissynode einer sol-
chen Aufgabenübertragung zustimmt. Für die Zustim-
mung gilt § 2 entsprechend. Entscheidungen über den
Haushaltsplan und den Stellenrahmenplan werden so-
fort wirksam; sie sind der Kirchenkreissynode bald-
möglichst zur Bestätigung vorzulegen.

§ 5 Inkrafttreten
(1)  Diese Verordnung mit Gesetzeskraft tritt am
20.3.2020 in Kraft.
(2)  Sie tritt mit Ausnahme von § 4 Absatz 1 am
30.9.2020 außer Kraft.
(3)  § 4 Absatz 1 tritt am 31.12.2020 außer Kraft.
H a n n o v e r, den 19. März 2020

Der Landesbischof
der Evangelisch-lutherischen

Landeskirche Hannovers
M e i s t e r

Nr. 65 – Verordnung mit Gesetzeskraft
zur Änderung der Verordnung mit

Gesetzeskraft zur Sicherung der Hand-
lungsfähigkeit der kirchlichen

Körperschaften.
Vom 16. April 2020. (KABl. S. 90)

Der Landessynodalausschuss hat aufgrund des Arti-
kels 71 der Kirchenverfassung vom 16.5.2019 (KABl.
S. 31) die folgende Verordnung mit Gesetzeskraft be-
schlossen:

Artikel 1
Die Verordnung mit Gesetzeskraft zur Sicherung der
Handlungsfähigkeit der kirchlichen Körperschaften
vom 19.3.2020 (KABl. S. 74) wird wie folgt geändert:
1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „sozialen
Kontakten in öffentlichen Bereichen“ durch
die Wörter „physischen Kontakten zu anderen
Menschen“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Eine Wahl durch den Kirchenvorstand
kann auch als vereinfachte Briefwahl mit ei-
nem Wahlbrief durchgeführt werden, der aus
einem Stimmzettel, einem Stimmzettelum-
schlag und einem mit dem Absender versehe-
nen Wahlbriefumschlag besteht. Der Stimm-

zettelumschlag mit dem Stimmzettel ist zu ver-
schließen und mit dem Wahlbriefumschlag in-
nerhalb einer vom Kirchenvorstand bestimm-
ten Frist der Superintendentin oder dem Su-
perintendenten zur Auszählung zuzuleiten.“

2. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt:
„§ 3a Abweichungen von den Bestimmungen des
Kirchengesetzes über die Bildung der Kirchenvor-

stände (KVBG)
(1) Bei einer Nachwahl oder Nachberufung in den
Kirchenvorstand können Abkündigungen und an-
dere Bekanntgaben durch die Bekanntmachung auf
einer Internetseite der Kirchengemeinde ersetzt
werden. Dabei ist der Tag der Einstellung auf der
Internetseite anzugeben.
(2) Rechtsbehelfe können auch in elektronischer
Form geltend gemacht werden.
(3) Abweichend von § 24 Absatz 2 KVBG müssen
bei der Auszählung der Stimmen mindestens zwei
Mitglieder des Wahlvorstandes ständig anwesend
sein.
(4) Die Nachwahl kann als ausschließliche Brief-
wahl durchgeführt werden. Von einer Gelegenheit
zur persönlichen Stimmabgabe nach § 25 KVBG
kann abgesehen werden.
(5) Für Entscheidungen über Berufungsvorschläge
für Nachberufungen nach § 37 Absatz 2 KVBG gilt
§ 2 entsprechend. Im Fall einer geheimen Abstim-
mung ist § 3 Absatz 2 entsprechend anzuwenden.“

3. Nach § 4 wird folgender § 5 eingefügt:
„§ 5 Abweichungen von den Bestimmungen des
Kirchengesetzes über die Wahl und die Amtszeit
der Superintendentinnen und Superintendenten

(1) Solange es wegen des Verbotes von Zusam-
menkünften in Kirchen und Gemeindehäusern
oder wegen anderer Beschränkungen von physi-
schen Kontakten zu anderen Menschen erheblich
erschwert ist, die Wahl einer Superintendentin oder
eines Superintendenten durchzuführen, kann der
Wahlausschuss die nachfolgenden Abweichungen
von den Bestimmungen des Kirchengesetzes über
die Wahl und die Amtszeit der Superintendentin-
nen und Superintendenten (SupWahlG) vorsehen.
Die Entscheidungen des Wahlausschusses unter-
liegen nicht der Nachprüfung durch den Rechtshof.
(2) Anstelle eines Aufstellungsgottesdienstes nach
§ 11 Absatz 1 SupWahlG kann ein von der Bewer-
berin oder dem Bewerber geleiteter Gottesdienst
oder eine Aufstellungspredigt in Bild und Ton auf-
gezeichnet und auf einer Internetseite des Kirchen-
kreises bereitgestellt werden; dabei ist der Tag der
Bereitstellung anzugeben.
(3) Einwendungen nach § 11 Absatz 2 SupWahlG
können auch in elektronischer Form erhoben wer-
den.
(4) Anstelle einer Wahl in der Kirchenkreissynode
(§ 13 SupWahlG) kann eine vereinfachte Brief-
wahl mit einem Wahlbrief durchgeführt werden,
der aus einem Stimmzettel, einem Stimmzettelum-
schlag und einem mit dem Absender versehenen
Wahlbriefumschlag besteht. An der vereinfachten
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Briefwahl müssen mindestens zwei Drittel der ge-
setzlichen Mitglieder der Kirchenkreissynode teil-
nehmen. Der Stimmzettelumschlag mit dem
Stimmzettel ist zu verschließen und mit dem Wahl-
briefumschlag dem Vorstand der Kirchenkreissy-
node zuzuleiten. Bei der Auszählung der Stimmen
müssen mindestens zwei Mitglieder des Vorstan-
des der Kirchenkreissynode ständig anwesend
sein. Die Auszählung kann zu Beweiszwecken auf-
gezeichnet werden.
(5) Anstelle einer Vorstellung in der Kirchenkreis-
synode (§ 13 Absatz 2 SupWahlG) kann eine Vor-
stellung der zur Wahl vorgeschlagenen Personen
in Wort und Bild aufgezeichnet und den Mitglie-
dern der Kirchenkreissynode sowie des Wahlaus-
schusses übermittelt werden.
(6) Anstelle einer Befragung in der Kirchenkreis-
synode (§ 13 Absatz 3 SupWahlG) können die
Mitglieder der Kirchenkreissynode innerhalb einer
Woche nach Übermittlung der Aufzeichnung nach
Absatz 5 dem Vorstand der Kirchenkreissynode in
schriftlicher oder elektronischer Form Fragen an
die vorgeschlagenen Personen übermitteln.
(7) Die Antworten der vorgeschlagenen Personen
sind in Wort und Bild aufzuzeichnen und zusam-
men mit einer Zusammenstellung aller gestellten
Fragen spätestens eine Woche nach Ablauf der
Frist nach Absatz 6 den Mitgliedern der Kirchen-
kreissynode und des Wahlausschusses zu übermit-
teln.
(8) Spätestens eine Woche nach Ablauf der Frist
nach Absatz 7 sind die Wahlbriefe für den Wahl-
gang nach § 13 Absatz 4 SupWahlG dem Vorstand
der Kirchenkreissynode zu übermitteln.

(9) Wird ein Wahlgang nach § 13 Absatz 5 Sup-
WahlG erforderlich, sind die Wahlbriefe für diesen
Wahlgang spätestens eine Woche nach Ablauf der
Frist nach Absatz 8 dem Vorstand der Kirchen-
kreissynode zu übermitteln.
(10) Das Ergebnis der Wahlgänge nach § 13 Absatz
4 und 5 SupWahlG ist den Mitgliedern der Kir-
chenkreissynode unverzüglich in schriftlicher oder
elektronischer Form bekanntzugeben.
(11) Eine Beschwerde nach § 14 Absatz 1 Sup-
WahlG kann auch in elektronischer Form eingelegt
und begründet werden.
(12) Die Absätze 1 bis 11 sind auch auf Beset-
zungsverfahren anzuwenden, die nach § 18 Absatz
2 SupWahlG nach den Bestimmungen des Kir-
chengesetzes über die Wahl und die Amtszeit der
Superintendenten und Superintendentinnen vom
24. Juni 2001 (Kirchl. Amtsbl. S. 96), zuletzt ge-
ändert durch das Kirchengesetz vom 7. Juni 2016
(Kirchl. Amtsbl. S. 58), durchgeführt werden.

4. Der bisherige § 5 wird § 6.

Artikel 2
Diese Verordnung mit Gesetzeskraft tritt am 17. April
2020 in Kraft.
H a n n o v e r, den 16. April 2020

Der Landesbischof
der Evangelisch-lutherischen

Landeskirche Hannovers
M e i s t e r

Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck

Nr. 66 – Erste Rechtsverordnung zur
Änderung der Rechtsverordnung zur
Durchführung des Kirchengesetzes

über den Datenschutz der
Evangelischen Kirche in Deutschland
(Datenschutzverordnung – DSVO).

Vom 17. Februar 2020. (KABl. S. 62)
Aufgrund von § 54 Absatz 2 des Kirchengesetzes über
den Datenschutz der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD-Datenschutzgesetz – DSG-EKD)
vom 15.11.2017 (ABl. EKD S. 353), in der Fassung
der Berichtigung vom 15.1.2018 (ABl. EKD S. 35),
i.V.m. § 1 Absatz 2 der Verordnung des Rates der
Landeskirche über die Zustimmung der Evangeli-
schen Kirche von Kurhessen-Waldeck zum Kirchen-
gesetz der EKD über den Datenschutz vom 10.11.1977
vom 6.1.1978 (KABl. S. 12), in der Fassung der Be-
stätigung durch die Landessynode vom 26.4.1978

(KABl. S. 50), erlässt der Rat der Landeskirche fol-
gende Verordnung:

Artikel 1
Änderung der Rechtsverordnung zur

Durchführung des Kirchengesetzes über den
Datenschutz der Evangelischen Kirche in

Deutschland
Die Rechtsverordnung zur Durchführung des Kir-
chengesetzes über den Datenschutz der Evangelischen
Kirche in Deutschland (Datenschutzverordnung –
DSVO) vom 17.8.2018 (KABl. S. 162) wird wie folgt
geändert:
1. Nach § 2 Absatz 5 wird folgender Absatz 6 einge-

fügt:
„(6) Kirchliche Stellen dürfen die zur Durchfüh-
rung eines Ehrenamtes erforderlichen personenbe-
zogenen Daten von ehrenamtlich Tätigen in Kirche
und Diakonie verarbeiten.“
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2. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt:
„§ 3a Patientendatenschutz (Zu §§ 8, 6 DSG-EKD)
Die Regelungen zum Datenschutz im Hessischen
Krankenhausgesetz gelten sinngemäß für Kran-
kenhäuser, die von kirchlichen oder diakonischen
Trägern betrieben werden, die Mitglied sind im
Diakonischen Werk in Hessen und Nassau und
Kurhessen-Waldeck e.V. (Diakonie Hessen).“

3. § 4 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.
4. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird aufgehoben.
b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

5. In § 7 Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „dieser
Rechtsverordnung angefügten“ durch die Wörter
„vom Beauftragten für den Datenschutz der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland herausgegebe-
nem“ ersetzt und der Klammerzusatz „(Anlage 4)“
gestrichen.

6. Nach § 8 wird folgender § 9 eingefügt:

„§ 9 Mustertexte (Zu § 43 Absatz 6 DSG-EKD)
Soweit der Beauftragte für den Datenschutz der
Evangelischen Kirche in Deutschland Mustertexte
veröffentlicht, sind diese anzuwenden. Sofern für
die Anwendung dieser Verordnung abweichende
Mustertexte erforderlich sind, werden diese durch
das Landeskirchenamt zugänglich gemacht.“

7. Der bisherige § 9 wird § 10.
8. Die Anlagen 1 bis 4 werden aufgehoben.

Artikel 2 Inkrafttreten
Diese Rechtsverordnung tritt am Tag nach der Be-
kanntmachung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.
Die vorstehende Verordnung wird hiermit verkündet.
K a s s e l , den 27. Februar 2020

Dr. H o f m a n n
Bischöfin

Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland

Nr. 67 – Erstes Kirchengesetz zur
Änderung des Pfarrdienstaus-

bildungsgesetzes und zur Änderung des
Kirchenbesoldungsgesetzes.

Vom 15. Januar 2020. (KABl. S. 2)
Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

Artikel 1 Änderung des
Pfarrdienstausbildungsgesetzes

Das Pfarrdienstausbildungsgesetz vom 28.11.2013
(KABl. 2014 S. 3), das durch Artikel 3 des Kirchen-
gesetzes vom 3.11.2017 (KABl. S. 506, 518) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. die Zusammensetzung der Kommissionen für
das
a) Aufnahmegespräch gemäß § 8 Absatz 1 Num-
mer 6 und
b) das Auswahlverfahren einschließlich Kolloqui-
um gemäß § 8 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz
3;“

b) Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben.
c) Absatz 3 Satz 6 wird wie folgt gefasst:

„Für die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 3 und 4
ist jeweils ein stellvertretendes Mitglied zu beru-
fen.“

2. § 8 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

„6. die persönliche Eignung und Befähigung für
das Vikariat in einem Aufnahmegespräch mit ei-
ner Aufnahmekommission nachweist.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „Prüfungs-

amt“ die Wörter „aus fachlichen, familiären
oder anderen persönlichen Gründen“ gestri-
chen und nach dem Wort „Theologiestudie-
rende“ werden die Wörter „aus fachlichen,
familiären oder anderen persönlichen Grün-
den“ eingefügt.

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Erscheint dem Theologischen Prüfungsamt
eine Prüfung nach Satz 1 als nicht gleichwer-
tig, so kann die Aufnahme in das Vikariat von
einem Auswahlverfahren einschließlich Kol-
loquium abhängig gemacht werden.“

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:
„(3) Anstelle einer Prüfung nach Absatz 1 Num-
mer 2 kann in begründeten Ausnahmefällen eine
Prüfung mit dem Abschluss „Master of Theologi-
cal Studies“ (M. Th. St.) anerkannt werden, wenn
und soweit sie der Rahmenstudienordnung und
Rahmenprüfungsordnung für den Weiterbil-
dungsstudiengang Evangelische Theologie mit
dem Abschluss „Master of Theological Studies“
(M. Th. St.) vom 13. Dezember 2018 (ABl. EKD
2019 S. 98) der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land in der jeweils geltenden Fassung entspricht.
Entsprechendes gilt für eine Promotion zum
„Doctor theologiae“ (Dr. theol.) mit einem Rigo-
rosum an einer der in § 4 genannten Ausbildungs-
stätten und für eine Prüfung mit dem Abschluss

Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 6/20   109



„Master of Education“ (M. Ed.) der Evangeli-
schen Religionslehre (Zwei-Fächer-Masterstudi-
engang, Profil Lehramt an Gymnasien und Ge-
meinschaftsschulen) oder für andere vergleichba-
re Abschlüsse. Für den Fall der Anerkennung nach
den Sätzen 1 und 2 wird anstelle eines Aufnah-
megesprächs nach Absatz 1 Nummer 6 ein Aus-
wahlverfahren einschließlich Kolloquium durch-
geführt.“

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie
folgt gefasst:
„(4) Das Nähere zur Aufnahme in das Vikariat,
insbesondere
1. die Kriterien der Auswahl zwischen mehreren
geeigneten und befähigten Bewerberinnen und
Bewerbern,
2. die weiteren Voraussetzungen für den Zugang
nach Absatz 3 Satz 2,
3. den Inhalt und die Durchführung des Aufnah-
megesprächs nach Absatz 1 Nummer 6,
4. den Inhalt und die Durchführung des Auswahl-
verfahrens einschließlich Kolloquium nach Ab-
satz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 sowie
5. die Bildung und Zusammensetzung der Kom-
missionen nach § 3 Absatz 2 Nummer 1 regelt die
Kirchenleitung durch Rechtsverordnung.“

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.
3. § 12 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 12 Förderungen“
b) In Satz 1 werden nach dem Wort „fördert“ die

Wörter „die Vorbereitung auf die Erste Theologi-
sche Prüfung vor dem Theologischen Prüfungs-

amt der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Norddeutschland und“ eingefügt.

c) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Das Nähere, insbesondere zu Personenkreis und
Umfang, regelt die Kirchenleitung durch Rechts-
verordnung.“

4. § 15 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird aufgehoben.
b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
5. In § 16 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „neunund-
zwanzig“ durch die Angabe „30“ ersetzt.

Artikel 2 Änderung des
Kirchenbesoldungsgesetzes

Dem § 16 Kirchenbesoldungsgesetz vom 3.11.2017
(KABl. S. 506), das zuletzt durch Artikel 2 des Kir-
chengesetzes vom 23.11.2018 (KABl. 2019 S. 3, 4)
geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt:
„Die Anwärterbezüge der Vikarinnen und Vikare wer-
den um einen Betrag in Höhe von 200 Euro monatlich
erhöht.“

Artikel 3 Inkrafttreten
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 2020 in Kraft.
Das vorstehende, von der Landessynode am 16. No-
vember 2019 beschlossene Kirchengesetz wird hier-
mit verkündet.
S c h w e r i n, 15. Januar 2020

Die Vorsitzende der Kirchenleitung
Kristina K ü h n b a u m - S c h m i d t

Landesbischöfin

Evangelische Kirche im Rheinland

Nr. 68 – Kirchengesetz zur Änderung
des Kirchengesetzes zur Ausführung

des Kirchengesetzes über die
Verwaltungsgerichtsbarkeit der

Evangelischen Kirche in Deutschland
(Ausführungsgesetz zum

Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD –
AG.VwGG.EKD).

Vom 15. Januar 2020. (KABl. S. 51)
Die Landessynode der Evangelischen Kirche im
Rheinland hat auf Grund von Artikel 165 der Kirchen-
ordnung das folgende Kirchengesetz beschlossen:
Das Kirchengesetz zur Ausführung des Kirchengeset-
zes über die Verwaltungsgerichtsbarkeit der Evange-
lischen Kirche in Deutschland (Ausführungsgesetz
zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD – AG.
VwGG.EKD) vom 14. Januar 2011 (KABl. S. 173),

zuletzt geändert durch das Kirchengesetz vom 16. Ja-
nuar 2015 (KABl. S. 71), wird wie folgt geändert:

§ 1
1. In § 3 Satz 3 lit. c) werden die Wörter „das Kolle-

gium“ durch die Wörter „die zuständige Abtei-
lung“ ersetzt.

2. § 4 wird aufgehoben.

§ 2
Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.
B a d  N e u e n a h r, 15. Januar 2020

Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

R e k o w s k i Dr. W e u s m a n n
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Nr. 69 – Kirchengesetz zur Regelung
des Mitarbeitervertretungsrechts.

Vom 16. Januar 2020. (KABl. S. 52)
Die Landsynode der Evangelischen Kirche im Rhein-
land hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1
Aufhebung des Kirchengesetzes zur Aus-

führung des Zweiten Mitarbeitervertretungsge-
setzes der EKD 2013 (Ausführungsgesetz zum
Mitarbeitervertretungsgesetz – AG.MVG-EKD)

Das Kirchengesetz zur Ausführung des Zweiten Mit-
arbeitervertretungsgesetzes der Evangelischen Kirche
in Deutschland 2013 (Ausführungsgesetz zum Mitar-
beitervertretungsgesetz – AG.MVG-EKD) vom 16.
Januar 2015, zuletzt geändert durch Kirchengesetz
vom 15. Januar 2016, wird aufgehoben.

Artikel 2
Kirchengesetz zur Ausführung des Kirchen

gesetzes über Mitarbeitervertretungen in der
Evangelischen Kirche in Deutschland

(Ausführungsgesetz zum Kirchengesetz über
Mitarbeitervertretungen – AG.MVG-EKD)

§ 1 (zu § 2 Absatz 2)
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne dieses Ge-
setzes sind nicht Personen, die im pfarramtlichen
Dienst, in der Ausbildung oder Vorbereitung dazu ste-
hen oder als Lehrende an Hochschulen und Fachhoch-
schulen in kirchlicher Trägerschaft tätig sind.

§ 2 (zu § 3 Absatz 1)
Werden durch Vereinbarung oder Satzung nach dem
Kirchengesetz über die Zusammenarbeit von Kirchen-
gemeinden und Kirchenkreisen in gemeinsamen An-
gelegenheiten und die Errichtung von Verbänden
(Verbandsgesetz) Einrichtungen zur gemeinsamen
Wahrnehmung von Aufgaben gebildet, gelten diese
als Dienststellen im Sinne von § 3 Absatz 1 des Kir-
chengesetzes über Mitarbeitervertretungen in der
Evangelischen Kirche in Deutschland.

§ 3 (zu § 31 Absatz 3)
Für Personen, die gemäß § 31 Absatz 3 Mitarbeiter-
vertretungsgesetz der EKD an einer Mitarbeiterver-
sammlung teilnehmen, gilt § 25 Absatz 3 Mitarbeiter-
vertretungsgesetz der EKD entsprechend.

§ 4 (zu § 36a Absatz 2)
(1)  Gemeinsame Einigungsstellen können für eine
konkrete Regelungsstreitigkeit gebildet werden. Die
Bestellung der nach § 36a Absatz 3 Mitarbeitervertre-
tungsgesetz der EKD zu bestellenden Mitglieder er-
folgt durch Vereinbarung der betroffenen Mitarbei-
tervertretungen und Dienststellenleitungen. Im Übri-
gen gilt § 36a Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD
entsprechend. Werden gemeinsame ständige Eini-
gungsstellen gebildet, gelten ergänzend zu § 36a Mit-
arbeitervertretungsgesetz der EKD die Abs. 2 bis 7.

(2)  Eine ständige gemeinsame Einigungsstelle wird
auf der Grundlage von inhaltsgleichen Dienstverein-
barungen in den beteiligten Dienststellen gebildet.
(3)  Weitere Dienststellen können sich einer ständigen
gemeinsamen Einigungsstelle auf der Grundlage einer
Dienstvereinbarung anschließen.
(4)  Eine Dienststelle scheidet unter Einhaltung der in
§ 36 Absatz 5 Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD
vorgesehenen Kündigungsfrist aus der gemeinsamen
Einigungsstelle aus, wenn dies die Dienststellenlei-
tung oder die Mitarbeitervertretung verlangt.
(5)  Die gemeinsame Einigungsstelle besteht aus der
oder dem Vorsitzenden und zwei ständigen beisitzen-
den Mitgliedern und ihren Stellvertretungen, die als
ständige Mitglieder für die Dauer der Amtszeit der
Mitarbeitervertretungen bestellt werden. Die beteilig-
ten Mitarbeitervertretungen und Dienststellenleitun-
gen bestellen gemeinsam die oder den Vorsitzenden
und die Stellvertretung durch inhaltsgleiche Beschlüs-
se. Die beteiligten Dienststellenleitungen und Mitar-
beitervertretungen bestellen jeweils eines der beiden
ständigen beisitzenden Mitglieder und die jeweiligen
Stellvertretungen. Das jeweils zweite beisitzende Mit-
glied wird für die konkrete Regelungsstreitigkeit je-
weils von der betroffenen Mitarbeitervertretung oder
gemeinsam von den betroffenen Mitarbeitervertretun-
gen und der betroffenen Dienststellenleitung oder ge-
meinsam von den betroffenen Dienststellenleitungen
bestellt und soll der betroffenen Dienststelle oder einer
der betroffenen Dienststellen angehören.
(6)  Endet die Amtszeit eines ständigen Mitglieds der
Einigungsstelle vorzeitig, bestellen die beteiligten
Mitarbeitervertretungen und Dienststellenleitungen
durch inhaltsgleiche Beschlüsse entsprechend Absatz
5 Satz 2 und 3 eine Nachfolgerin oder einen Nachfol-
ger für die verbleibende Amtszeit. Die Amtszeit eines
ständigen Mitglieds der Einigungsstelle endet vorzei-
tig, wenn die beteiligten Dienststellenleitungen und
Mitarbeitervertretungen durch inhaltsgleiche Be-
schlüsse entsprechend Absatz 5 Sätze 2 und 3 eine
Nachfolgerin oder einen Nachfolger für die verblei-
bende Amtszeit bestellen. Die Sätze 1 und 2 gelten für
die Stellvertretungen entsprechend.
(7)  Die Dienstellenleitung oder die Mitarbeitervertre-
tung beantragt die Verhandlung der Regelungsstrei-
tigkeit bei der oder dem Vorsitzenden. Diese oder die-
ser, im Verhinderungsfall die Stellvertretung, setzt ei-
nen zeitnahen Verhandlungstermin fest.
(8)  Die Kosten für das Tätigwerden der Einigungs-
stelle in einer Regelungsstreitigkeit trägt die betroffe-
ne Dienststelle. Für die Entschädigung der Mitglieder
der Einigungsstelle gilt die vom Rat der Evangelischen
Kirche in Deutschland durch Rechtsverordnung ge-
troffene Regelung, soweit die Kirchenleitung nicht
durch Ausführungsverordnung eine eigene Regelung
getroffen hat.

§ 5 (zu § 42 Buchstabe c)
Gemäß § 64 Abs. 1 Mitarbeitervertretungsgesetz der
EKD wird folgende Regelung beibehalten: „c) Ein-
gruppierung; Zuordnung zu den Stufen einer Entgelt-
tabelle sowie Verlängerung oder Verkürzung von Stu-
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fenlaufzeiten, soweit dies in der für das Arbeitsver-
hältnis geltenden Arbeitsrechtsregelung vorgesehen
ist.“

§ 6 (zu §§ 54 und 55)
(1)  Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 55
Buchstaben a) bis c) und e) Mitarbeitervertretungsge-
setz der EKD wird für den Bereich der Evangelischen
Kirche im Rheinland und des Diakonisches Werk
Rheinland-Westfalen-Lippe e.V. ein Gesamtaus-
schuss der Mitarbeitervertretungen gebildet.
(2)  Der Gesamtausschuss besteht aus 15 Mitgliedern.
Sie werden von einer Wahlversammlung gewählt. Den
Mitgliedern ist die notwendige Dienstbefreiung für die
Ausübung des Mandats ohne Minderung ihrer Bezüge
zu gewähren.
Die Dienststellen erhalten auf Antrag einen finanziel-
len Ausgleich, der die durch die notwendige Dienst-
befreiung entfallende Arbeitsleistung umfasst, sofern
die Mitglieder des Gesamtausschusses nicht aus an-
deren Gründen freigestellt sind. Dabei werden für die
Kostenerstattung je Mitglied maximal zehn Arbeits-
tage, bei der oder dem Vorsitzenden und der oder dem
stellvertretenden Vorsitzenden maximal 20 Arbeitsta-
ge jährlich als notwendige Dienstbefreiung nach Satz
4 berücksichtigt.
Der Gesamtausschuss kann weitere Mitglieder von
Mitarbeitervertretungen mit beratender Stimme hin-
zuziehen.
(3)  In die Wahlversammlung entsendet jede regionale
Mitarbeitervertreterversammlung nach Absatz 6 so
viele Mitglieder, wie sie Kirchenkreise umfasst.
(4)  Der Gesamtausschuss wird jeweils bis zum 30.
September des Jahres gebildet, in dem die regelmäßi-
gen Mitarbeitervertretungswahlen stattfinden.
(5)  Die durch die Wahrnehmung der Aufgaben des
Gesamtausschusses erforderlichen Kosten werden
von der Evangelischen Kirche im Rheinland und dem
Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e.V.
jeweils zur Hälfte getragen.
(6)  Bei der Förderung des Informations- und Erfah-
rungsaustausches sowie der Förderung der Fortbil-
dung wird der Gesamtausschuss von regionalen Mit-
arbeitervertreterversammlungen unterstützt. Der
räumliche Bereich einer regionalen Mitarbeitervertre-
terversammlung umfasst das Gebiet eines oder meh-
rerer Kirchenkreise. Die Mitarbeitervertretungen
kirchlicher und diakonischer Einrichtungen entsenden
jeweils ein Mitglied zu den regionalen Mitarbeiter-
vertreterversammlungen.
(7)  Für den Gesamtausschuss und die regionalen Mit-
arbeitervertreterversammlungen gelten im Übrigen
die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes sinnge-
mäß.
(8)  Das Wahlverfahren sowie weitere Einzelheiten
zur Anwendung und Ergänzung der Absätze 1 bis 7
werden von der Kirchenleitung im Einvernehmen mit
dem Vorstand des Diakonisches Werk Rheinland-
Westfalen-Lippe e.V. durch eine Ausführungsverord-
nung geregelt.

§ 7 (zu § 56 und § 58 Absatz 5)
(1)  Zu gerichtlichen Entscheidungen in erster Instanz
wird für den Bereich der Evangelischen Kirche im
Rheinland und des Diakonisches Werk Rheinland-
Westfalen-Lippe e.V. eine Gemeinsame Schlich-
tungsstelle gebildet, die aus mindestens zwei Kam-
mern mit je drei Mitgliedern besteht, von denen je ei-
nes den Vorsitz führt.
Soweit in dem Kirchengesetz über Mitarbeitervertre-
tungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland
Regelungen über das Kirchengericht in erster Instanz
getroffen sind, gelten diese für die Gemeinsame
Schlichtungsstelle.
Eine Beisitzerin oder ein Beisitzer muss einer Dienst-
stellenleitung im Sinne des § 4 Mitarbeitervertretungs-
gesetz der EKD angehören, die andere Beisitzerin oder
der andere Beisitzer muss gemäß § 10 Mitarbeiterver-
tretungsgesetz der EKD in die Mitarbeitervertretung
wählbar sein.
Die Landessynode bestimmt die Zahl der Kammern
und wählt die Mitglieder.
Für jedes Mitglied sind mindestens zwei Stellvertre-
terinnen oder Stellvertreter zu wählen. Die Sätze 3 und
4 gelten entsprechend.
Scheidet ein Mitglied oder eine Stellvertreterin oder
ein Stellvertreter während der Amtszeit aus, so ist auf
der nächsten Tagung der Landessynode für den Rest
der Amtszeit eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger
zu wählen.
(2)  Die Kirchenleitung kann im Benehmen mit dem
Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e.V.
eine Ordnung für die Gemeinsame Schlichtungsstelle
erlassen, in der neben Regelungen über die Verhand-
lung der Schlichtungsstelle, die Kosten und die Ent-
schädigung auch eine Regelung über die Zuständig-
keit der Kammern enthalten ist.

§ 8 (zu § 61 Absatz 9)
Unbeschadet der Regelung von § 61 Absatz 9 Mitar-
beitervertretungsgesetz der EKD kann das Diakoni-
sche Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e.V. nach
Maßgabe seiner Satzung von seinen privatrechtlich
organisierten Mitgliedern einen Ausgleich für Kosten
geltend machen, die durch die Inanspruchnahme der
Schlichtungsstelle entstanden sind.

Artikel 3 Inkrafttreten
Das Kirchengesetz tritt am 1. April 2020 in Kraft.
B a d  N e u e n a h r, 16. Januar 2020

Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

R e k o w s k i Dr. W e u s m a n n
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Nr. 70 – Kirchengesetz zur Änderung
des Kirchengesetzes zur Ausführung
des Besoldungs- und Versorgungsge-
setzes der EKD (Ausführungsgesetz
zum Besoldungs- und Versorgungs-
gesetz der EKD – AG.BVG-EKD).

Vom 15. Januar 2020. (KABl. S. 54)
Die Landessynode der Evangelischen Kirche im
Rheinland hat das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen:

§ 1
Das Kirchengesetz zur Ausführung des Besoldungs-
und Versorgungsgesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland (Ausführungsgesetz zum Besoldungs-
und Versorgungsgesetz der EKD – AG.BVG-EKD)
vom 12.1.2017 (KABl. S. 121), zuletzt geändert am
9.1.2019 (KABl. S. 72), wird wie folgt geändert:
1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird Satz 4 wie folgt gefasst:
„Satz 3 gilt für die Erhöhungsbeträge für die
Besoldungsgruppen A5, A6, A9 und A10 nach
der Bundesbesoldungsordnung A (Erhöhungs-
beträge), die Ephoralzulage nach § 8 Absatz 4,
nicht aber in den Fällen nach der Anlage, Ab-
schnitt I, Sätze 4 und 5, die Zulage nach § 8
Absatz 5, die Zulage nach der Verordnung über
die Gewährung von Zulagen an die hauptamt-
lichen Mitglieder der Kirchenleitung vom
14.1.2011, die Zulage nach der Verordnung
über die Gewährung von Zulagen an Beamtin-
nen und Beamte des höheren Dienstes der
Evangelischen Kirche im Rheinland sowie an
Inhaberinnen und Inhaber landeskirchlicher
Pfarrstellen vom 14.1.2011, die Amtszulage
nach der Verordnung über Zulagen an Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ver-
waltungsdienst vom 30.5.1997 und die Zulage
nach § 13 Absatz 1 entsprechend.“

b) In Absatz 3 wird Satz 3 wie folgt gefasst:
„Bei der Berechnung der Erfahrungszeiten
werden bei Pfarrerinnen und Pfarrern sowie
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im
Bereich der Evangelischen Kirche im Rhein-
land zu den Dienstzeiten im Sinne von § 27
Absatz 1 Satz 2 Bundesbesoldungsgesetz 24
Monate hinzuaddiert.“

2. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 Sätze 2 und 3 erhalten die folgende

Fassung:
„In der Evangelischen Kirche im Rheinland
erhalten Vikarinnen und Vikare einen Grund-
betrag entsprechend den Bestimmungen der
Anlage VIII zu § 61 des Bundesbesoldungs-
gesetzes zum Anwärtergrundbetrag für die
Laufbahn des höheren Dienstes. Der Bemes-
sungssatz gemäß § 2 Absatz 2 Satz 3 findet
Anwendung. Die §§ 62 und 66 des Bundesbe-
soldungsgesetzes finden keine Anwendung.“

b) Absatz 4 Sätze 2 und 3 erhalten die folgende
Fassung:
„Zu den Bestandteilen und zur Höhe der Be-
züge der Anwärterinnen und Anwärter in der
Evangelischen Kirche im Rheinland gilt das
Recht des Bundes mit Ausnahme der §§ 62 und
66 des Bundesbesoldungsgesetzes. Der Be-
messungssatz gemäß § 2 Absatz 2 Satz 3 findet
Anwendung.“

3. § 5 wird wie folgt geändert:
Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 an-
gefügt:
„(5) Die Absätze 2 bis 4 finden für eine Entgelt-
umwandlung nach Absatz 2 auch auf Lehrkräfte
Anwendung, deren Besoldung und Versorgung im
Rahmen der Ersatzschulfinanzierung refinanziert
wird.“

4. § 8 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 4 Satz 3 werden die Wörter „in der

Evangelischen Kirche im Rheinland jedoch
nur bis zur Höhe der nächstniedrigen Besol-
dungsgruppe“ gestrichen.

b) In Absatz 7 Satz 2 wird hinter dem Wort „von“
statt der Bezeichnung „§ 2 Absatz 2“ die Be-
zeichnung „§ 2 Absätze 2 und 3“ eingefügt.

5. § 12 wird wie folgt geändert:
Absatz 2 erhält die folgende Fassung:
„(2) Zusätzlich zum Grundgehalt wird eine ergän-
zende ruhegehaltfähige Systemzulage allen Mitar-
beitenden im Sinne von § 1 Besoldungs- und Ver-
sorgungsgesetz der EKD gewährt.
Durch die Systemzulage wird gewährleistet, dass
das Grundgehalt einschließlich der Erhöhungsbe-
träge gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 nach der ab dem
1.4.2020 geltenden Rechtslage in jeder Besol-
dungsgruppe und Stufe mindestens demjenigen
Betrag entspricht, der sich nach der bis zum
31.3.2020 geltenden Rechtslage aus dem Grund-
gehalt zuzüglich Strukturzulage in der entspre-
chenden Besoldungsgruppe und der Erfahrungs-
stufe auf Grund der Erfahrungszeiten ergibt.
Satz 2 gilt für die Bemessung des Familienzu-
schlags entsprechend.
Bei der Festsetzung der Systemzulage sind künfti-
ge Änderungen auf Grund von allgemeinen Besol-
dungserhöhungen nach der bis zum 31.3.2020 gel-
tenden Rechtslage zu berücksichtigen.
Sie verringert sich, soweit sich durch eine Ände-
rung des Bemessungssatzes gemäß § 2 Absatz 2
Satz 3 Besoldungs- und Versorgungsgesetz der
EKD der Unterschiedsbetrag nach den Sätzen 1 bis
3 vermindert
Zulagen in Höhe des vollen Unterschiedsbetrags
zu einer höheren Besoldungsgruppe sowie die
Ephoralzulagen werden in Hinblick auf die Sätze
1 bis 5 so behandelt, als seien sie Bestandteil des
Grundgehalts.
Werden Zulagen gemäß § 15 Absätze 3, 6 und 7
nur mit einem Anteil des vollen Unterschiedsbe-
trags zu einer höheren Besoldungsgruppe gewährt,
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werden diese Zulagen für die Bemessung der Sys-
temzulage nur mit diesem Anteil berücksichtigt.
Bei der Festsetzung der Systemzulage findet § 6
Absatz 1 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes
Anwendung.
Die Sätze 1 bis 8 gelten nur in der Evangelischen
Kirche im Rheinland.“

6. § 15 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift erhält die folgende Fassung:

„§ 15 (zu §§ 9 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4, 23 Absatz
3 Nr. 3, 26 BVG-EKD) Ruhegehaltfähige
Dienstbezüge“

b) Absatz 1 erhält die folgende Fassung:
„(1) Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge sind
mit den Faktoren entsprechend § 5 Absatz 1
Landesbeamtenversorgungsgesetz Nordrhein-
Westfalen (LBeamtVG NRW) zu vervielfälti-
gen. In der Evangelischen Kirche im Rhein-
land ist die Geltung von Satz 1 an den Bemes-
sungssatz von 95 Prozent gemäß § 2 Absatz 2
Satz 3 gebunden.“

c) Absatz 5 erhält die folgende Fassung:
„(5) Enthält das staatliche Besoldungsrecht für
eine Zulage nach § 8 Absatz 5 Satz 2 Nr. 3 eine
besondere Regelung der Ruhegehaltfähigkeit
dieser Zulage, findet statt des Absatzes 3 diese
Regelung entsprechend Anwendung.“

d) Nach Absatz 10 wird folgender Absatz 11 an-
gefügt:
„(11) Die Absätze 3 bis 8 gelten in der Evan-
gelischen Kirche im Rheinland entsprechend,
wenn eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchen-
beamter eine besonders herausgehobene Funk-
tion wahrgenommen hat, die bei einer Pfarre-
rin oder einem Pfarrer zur Anwendung der Ab-
sätze 3 bis 8 führen würde, und der Versor-
gungsfall nicht in unmittelbarem Anschluss an
die Zahlung der Zulage eintritt. Maßgeblich ist
in den Fällen nach Satz 1 der Unterschiedsbe-
trag zwischen den Dienstbezügen, die die Kir-
chenbeamtin oder der Kirchenbeamte unter
Berücksichtigung der Zulage erhalten hat, und
den Dienstbezügen, die sie oder er nach § 8
Absatz 7 erhalten hätte. § 5 Absatz 5 des Be-
amtenversorgungsgesetzes findet in diesen
Fällen keine Anwendung.“

7. § 25 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird Satz 1 durch die folgenden

Sätze 1 und 2 ersetzt:
„Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamte werden nach
den bisher erzielten Erfahrungszeiten in die
sich nach diesen Erfahrungszeiten ergebenden
Stufen gemäß § 27 Bundesbesoldungsgesetz
übergeleitet. Dabei findet § 2 Absatz 3 Satz 3
Besoldungs- und Versorgungsgesetz der EKD
entsprechend Anwendung.“

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden zu Sätzen
3 und 4.

8. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung:
“§ 26 Ausgleichszulage

(1) Ergibt sich auf Grund der zum 1.4.2020
vorgenommenen Änderungen dieses Gesetzes
am 1.4.2020 im Vergleich der bisher bezoge-
nen Bezüge zu den künftig gewährten Bezügen
nach der Berechnung in Absatz 2 und unter
Berücksichtigung der Systemzulage gemäß §
12 ein geringerer Betrag, so wird eine Aus-
gleichszulage in Höhe des Unterschiedsbe-
trags gewährt. Die Ausgleichszulage ist ruhe-
gehaltfähig und nimmt an allgemeinen Besol-
dungserhöhungen teil. Sie verringert sich so-
weit und solange sich durch eine Änderung des
Grundgehalts gemäß § 11, durch eine Beför-
derung, die Gewährung einer Zulage oder
durch Änderungen des Bemessungssatzes ge-
mäß § 2 Absatz 2 Satz 3 der Unterschiedsbe-
trag nach Absatz 2 vermindert oder sich kein
Unterschiedsbetrag mehr ergibt.“

b) Absatz 2 erhält die folgende Fassung:
(2) Zur Bemessung der Ausgleichszulage sind
die konkret sich ergebenden Bezüge nach den
anzuwendenden Gehaltstabellen unter Be-
rücksichtigung des für den jeweiligen Besol-
dungsteils geltenden Bemessungssatzes ein-
schließlich des Familienzuschlags und der
Strukturzulagen sowie der Erhöhungsbeträge
gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4 und der Systemzu-
lage nach § 12 zu vergleichen. Zu berücksich-
tigen sind weiterhin sämtliche Änderungen,
die sich durch weitere generelle Regelungen
ergeben.“

9. Abschnitt I der Anlage wird wie folgt geändert:
a) Hinter Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:

„Skribae erhalten eine Ephoralzulage in Höhe
des hälftigen Unterschiedsbetrags zwischen
der ihnen zustehenden Regelpfarrbesoldung
und der Besoldungsgruppe 15 der Bundesbe-
soldungsordnung A in der jeweiligen Stufe.“

b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden zu Sätzen
4 und 5.

§ 2
Dieses Kirchengesetz tritt zum 1. April 2020 in Kraft.
B a d  N e u e n a h r, 16. Januar 2020

Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

R e k o w s k i Dr. W e u s m a n n
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Nr. 71 – Kirchengesetz zur Änderung
des Kirchengesetzes zur Ausführung
und Ergänzung des Kirchengesetzes
zur Regelung der Dienstverhältnisse
der Pfarrerinnen und Pfarrer in der
EKD (Ausführungsgesetz zum PfDG.
EKD – AG.PfDG.EKD) und des Aus-
führungsgesetzes zum Kirchengesetz

über die Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten in der EKD

(Ausführungsgesetz zum KBG.EKD –
AG.KBG.EKD).

Vom 16. Januar 2020. (KABl. S. 56)
Die Landessynode der Evangelischen Kirche im
Rheinland hat das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen:

Artikel 1
Das Kirchengesetz zur Ausführung und Ergänzung
des Kirchen gesetzes zur Regelung der Dienstverhält-
nisse der Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (Ausführungsgesetz zum
PfDG.EKD – AG.PfDG.EKD) vom 13.1.2012 (KABl.
S. 132), zuletzt geändert am 10.1.2019 (KABl. S. 77),
wird wie folgt geändert:
Nach § 24 wird folgender neuer § 25 angefügt:

„§ 25
Die Kirchenleitung wird ermächtigt, Ausführungsver-
ordnungen zum Kirchengesetz zur Regelung der
Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer in der
Evangelischen Kirche in Deutschland und zu diesem
Kirchengesetz zu erlassen. Das Kollegium des Lan-
deskirchenamtes wird ermächtigt, Verwaltungsvor-
schriften zum Kirchengesetz zur Regelung der Dienst-
verhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evan-

gelischen Kirche in Deutschland, zu diesem Kirchen-
gesetz und den jeweils dazu ergangenen Ausführungs-
verordnungen zu erlassen.“

Artikel 2
Das Ausführungsgesetz zum Kirchengesetz über die
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland (Ausführungsgesetz
zum KBG.EKD – AG.KBG.EKD) vom 11.1.2007
(KABl. S. 65), zuletzt geändert durch Gesetzesvertre-
tende Verordnung vom 14.9.2018 (KABl. S. 314),
wird wie folgt geändert:
1. § 11 wird wie folgt geändert:

Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 ein-
gefügt:
„(3) Die Kirchenleitung wird ermächtigt, Ausfüh-
rungsverordnungen zum Kirchengesetz über die
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in der
Evangelischen Kirche in Deutschland und zu die-
sem Kirchengesetz zu erlassen. Das Kollegium des
Landeskirchenamtes wird ermächtigt, Verwal-
tungsvorschriften zum Kirchengesetz über die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten in der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland, zu diesem Kir-
chengesetz und den jeweils dazu ergangenen Aus-
führungsbestimmungen zu erlassen.“

2. Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden zu Absät-
zen 4 und 5.

Artikel 3 Inkrafttreten
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 2020 in Kraft.
B a d  N e u e n a h r, 16. Januar 2020

Evangelische Kirche im Rheinland
Die Kirchenleitung

R e k o w s k i Dr. W e u s m a n n

Evangelische Kirche von Westfalen

Nr. 72 – Kirchengesetz zur
Neuregelung des

Pfarrstellenbesetzungsrechts.
Vom 20. November 2019.

(KABl. 2020 S. 18)
Die Landessynode der Evangelischen Kirche von
Westfalen hat nach Artikel 11 Absatz 2 Kirchenord-
nung folgendes Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1 Pfarrstellenbesetzungsgesetz (PSBG)
I.

Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt die Errichtung, Festlegung des
Formats, Aufhebung und pfarramtliche Verbindung

von Pfarrstellen in der Evangelischen Kirche von
Westfalen sowie ihre Besetzung.

§ 2 Zuständigkeit
(1)  Zuständig für die Errichtung, Festlegung des For-
mats, Aufhebung und pfarramtliche Verbindung von
kirchengemeindlichen Pfarrstellen sowie die Zulas-
sung von eingeschränktem Dienst in kirchengemeind-
lichen Pfarrstellen ist die Kirchenleitung. Die Pfarr-
stelleninhaberinnen oder Pfarrstelleninhaber, die
Presbyterien der beteiligten Kirchengemeinden und
der Kreissynodalvorstand sind vorher zu hören.
(2)  Über die Errichtung, die Festlegung des Formats
einer kreiskirchlichen Pfarrstelle sowie die pfarramt-
liche Verbindung von kreiskirchlichen Pfarrstellen be-
schließt nach Anhörung der Kreissynode die Kirchen-
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leitung. Die Kreissynode kann dem Kreissynodalvor-
stand das Anhörungsrecht übertragen.
(3)  Über die Aufhebung einer kreiskirchlichen Pfarr-
stelle sowie über die Zulassung von eingeschränktem
Dienst in einer kreiskirchlichen Pfarrstelle beschließt
die Kirchenleitung nach Anhörung des Kreissynodal-
vorstandes sowie der Pfarrstelleninhaberin oder des
Pfarrstelleninhabers.
(4)  Zuständig für die Errichtung, Festlegung des For-
mats, Aufhebung, pfarramtliche Verbindung und die
Zulassung von eingeschränktem Dienst von und in
landeskirchlichen Pfarrstellen ist die Kirchenleitung.
Die Pfarrstelleninhaberinnen oder Pfarrstelleninhaber
sind vorher zu hören.

II.
Prüfung des Formats der Pfarrstelle und

Freigabe
§ 3 Pfarrstellenformat

(1)  Bei der Errichtung einer Pfarrstelle ist zunächst zu
prüfen, welches Format die Pfarrstelle haben soll; bei
Vakanz einer Pfarrstelle ist zunächst zu prüfen, ob die
Pfarrstelle fortbestehen soll und welches Format die
Pfarrstelle zukünftig haben soll. Das Pfarrstellenfor-
mat beschreibt den Dienstumfang, den Aufgabenin-
halt und eine eventuelle pfarramtliche Verbindung.
(2)  Der Dienstumfang kann hierbei 50 Prozent, 75
Prozent oder 100 Prozent betragen. Für Pfarrstellen
zur Erteilung von Religionsunterricht kann auch ein
anderer Dienstumfang vorgesehen werden. Die Fest-
legung des Dienstumfangs kann für Pfarrstellen zur
Erteilung von Religionsunterricht auch in der Weise
geschehen, dass die befristete Erhöhung des Dienst-
umfanges möglich ist.
(3)  Eine Gemeindepfarrstelle kann auch für zwei oder
mehrere Kirchengemeinden errichtet werden; auch
über Kirchenkreisgrenzen hinweg.
(4)  Eine kreiskirchliche Pfarrstelle kann auch für zwei
oder mehrere Kirchenkreise errichtet werden.
(5)  Eine Pfarrstelle kann auch für eine oder mehrere
Kirchengemeinden und einen oder mehrere Kirchen-
kreise errichtet werden; auch über Kirchenkreisgren-
zen hinweg.
(6)  Eine Pfarrstelle kann auch für die Landeskirche
und für eine oder mehrere Kirchengemeinden und/
oder einen oder mehrere Kirchenkreise errichtet wer-
den.
(7)  Kirchengemeinden, Kirchenkreise und die Lan-
deskirche können mit anderen Kirchengemeinden und
Kirchenkreisen und der Landeskirche auch im Fall von
besetzten Pfarrstellen pfarramtlich verbunden werden.
Die Pfarrstelleninhaberin oder der Pfarrstelleninhaber
sowie die Presbyterien der Kirchengemeinden und die
Kreissynoden der Kirchenkreise sind vorher zu hören.
§ 2 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 4 Freigabe zur Wiederbesetzung
(1)  Die Wiederbesetzung von kirchengemeindlichen
und kreiskirchlichen Pfarrstellen bedarf der Freigabe
durch das Landeskirchenamt. Hierbei ist auf eine aus-
gewogene und bedarfsorientierte Pfarrstellenbeset-
zung in der verbundenen Gemeinschaft der Kirchen-

gemeinden, der Kirchenkreise und der Landeskirche
zu achten.
(2)  Soweit nichts Abweichendes geregelt wurde, ist
die Pfarrstelle in der Weise zur Wiederbesetzung frei-
gegeben, dass auf eine Stelle mit einem Dienstumfang
von 100 Prozent auch zwei Personen gemeinsam ge-
wählt werden können. Im Falle ihrer Wahl werden aus
der Pfarrstelle kraft Gesetzes zwei halbe Pfarrstellen,
und jede Person hat eine halbe Stelle inne. Die Teilung
der Stelle bleibt bestehen, wenn eine Person ihre halbe
Stelle verlässt. Die Teilung kann durch Beschluss der
Kirchenleitung aufgehoben werden.

III.
Pfarrstellenbesetzungsverfahren

§ 5 Wahlzuständigkeit
(1)  Das Wahlrecht der Kirchengemeinde für die Wahl
in eine Gemeindepfarrstelle wird durch das Presbyte-
rium in geheimer Abstimmung ausgeübt.
(2)  Das Wahlrecht des Kirchenkreises für die Wahl in
eine kreiskirchliche Pfarrstelle wird durch den Kreis-
synodalvorstand in geheimer Abstimmung ausgeübt.
(3)  Das Wahlrecht für eine gemeinsame Pfarrstelle
von Kirchengemeinden oder Kirchenkreisen oder eine
gemeinsame Pfarrstelle von einer Kirchengemeinde
und einem Kirchenkreis wird von den beteiligten Pres-
byterien und Kreissynodalvorständen in getrennter ge-
heimer Abstimmung ausgeübt. Bei gemeinsamen
Pfarrstellen mit der Landeskirche erfolgt die Zustim-
mung der Landeskirche durch das Landeskirchenamt.
(4)  Die Besetzung der landeskirchlichen Pfarrstellen
erfolgt durch die Kirchenleitung.
(5)  Die bisherige Pfarrstelleninhaberin oder der bis-
herige Pfarrstelleninhaber sowie Pfarrerinnen und
Pfarrer derselben Kirchengemeinde, desselben Kir-
chenkreises oder desselben landeskirchlichen Amtes,
welche innerhalb eines Jahres aus der Kirchengemein-
de, aus dem Kirchenkreis oder aus dem landeskirch-
lichen Amt ausscheiden, dürfen am gesamten Pfarr-
stellenbesetzungsverfahren nicht mitwirken.

§ 6 Landeskirchliches Präsentationsrecht
(1)  Die Landeskirche hat das Recht, für die Besetzung
von kirchengemeindlichen und kreiskirchlichen Pfarr-
stellen Pfarrerinnen und Pfarrer vorzuschlagen (Prä-
sentationsrecht). Das landeskirchliche Präsentations-
recht kann durch das Landeskirchenamt an die Super-
intendentin oder den Superintendenten delegiert wer-
den.
(2)  Im Falle einer Präsentation müssen die Kirchen-
gemeinden oder die Kirchenkreise die Eignung der
Vorgeschlagenen oder des Vorgeschlagenen prüfen
und über ihre oder seine Wahl entscheiden. Soweit
diese oder dieser nicht gewählt werden, erfolgt die
Pfarrstellenbesetzung durch das Presbyterium bei Ge-
meindepfarrstellen im gemeindlichen oder den Kreis-
synodalvorstand bei kreiskirchlichen Pfarrstellen im
kreiskirchlichen Besetzungsverfahren.
(3)  Das Landeskirchenamt soll bei der Wahrnehmung
seines Präsentationsrechtes auf eine ausgewogene In-
anspruchnahme aller Kirchengemeinden und Kirchen-
kreise achten. Das Landeskirchenamt soll auch darauf
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achten, dass nur in etwa einem Drittel aller Pfarrstel-
lenneubesetzungen in den Kirchengemeinden vom
Präsentationsrecht der Landeskirche Gebrauch ge-
macht wird.

§ 7 Phasen des Pfarrstellenbesetzungsverfahrens
Das Pfarrstellenbesetzungsverfahren für die kirchen-
gemeindlichen und kreiskirchlichen Pfarrstellen be-
steht aus einer Vorauswahl nach der Eignung der Be-
werberinnen und Bewerber für die konkrete Pfarrstelle
und der Wahl.

§ 8 Wahlfähigkeit
(1)  Zur Pfarrerin oder zum Pfarrer einer Kirchenge-
meinde oder eines Kirchenkreises können Pfarrerin-
nen und Pfarrer der Evangelischen Kirche von West-
falen, welchen die Anstellungsfähigkeit zuerkannt
wurde, gewählt werden.
(2)  Bewerberinnen und Bewerber aus anderen Kir-
chen oder Gliedkirchen der EKD können gewählt wer-
den, wenn ihnen von der Evangelischen Kirche von
Westfalen oder einer anderen Gliedkirche der EKD die
Anstellungsfähigkeit zuerkannt wurde und sie vom
Landeskirchenamt zur Wahl auf westfälische Pfarr-
stellen zugelassen wurden. Dasselbe gilt für aus dem
Dienst der Evangelischen Kirche von Westfalen auf
eigenen Antrag entlassene Pfarrerinnen und Pfarrer,
soweit sie erneut vom Landeskirchenamt zur Wahl auf
westfälische Pfarrstellen zugelassen wurden.

§ 9 Auswahl der Kandidatinnen und
Kandidaten zur Wahl

(1)  Die Auswahl der Kandidatinnen und Kandidaten
zur Wahl auf eine Gemeindepfarrstelle erfolgt durch
das Presbyterium. Dieses wird hierbei durch die Su-
perintendentin oder den Superintendenten begleitet.
(2)  Die Auswahl der Kandidatinnen und Kandidaten
zur Wahl auf eine kreiskirchliche Pfarrstelle erfolgt
durch den Kreissynodalvorstand.
(3)  Die Auswahl der Kandidatinnen und Kandidaten
zur Wahl erfolgt durch Vergleich der persönlichen
Gaben der Bewerberinnen oder der Bewerber anhand
eines zu erstellenden Anforderungsprofils für die kon-
krete Pfarrstelle.

§ 10 Gemeindebeteiligung und Beteiligung der
stimmberechtigten Mitglieder der Kreissynode

(1)  Der Gemeinde ist vor der Wahl auf Gemeinde-
pfarrstellen Gelegenheit zu geben, die Kandidatinnen
oder Kandidaten zur Wahl auf die Pfarrstelle durch
Predigt in einem Gottesdienst und in einer anderen der
Pfarrstelle entsprechenden geeigneten Vorstellung
kennenzulernen. Bedenken zur Frage der Eignung der
Kandidatinnen oder Kandidaten sind beim Presbyte-
rium vor der Wahl schriftlich einzureichen. Das Pres-
byterium ist verpflichtet, sich mit den Bedenken der
Gemeinde vor der Durchführung der Wahl auseinan-
derzusetzen.
(2)  Der Kreissynodalvorstand bestimmt, ob und ge-
gebenenfalls wo die Kandidatinnen oder Kandidaten
zur Wahl auf die kreiskirchliche Pfarrstelle durch Pre-

digt in einem Gottesdienst und in einer anderen der
Pfarrstelle entsprechenden geeigneten Weise sich den
wahlberechtigten Mitgliedern der Kreissynode vor-
stellen sollen. Erfolgt keine Vorstellung, sind die Na-
men der Kandidatinnen oder Kandidaten zur Wahl auf
die Pfarrstelle den wahlberechtigten Mitgliedern der
Kreissynode vor der Wahl bekannt zu geben. Jedes
Mitglied der Kreissynode ist berechtigt, beim Kreis-
synodalvorstand vor der Wahl schriftlich Bedenken
zur Frage der Eignung der Kandidatinnen oder Kan-
didaten einzureichen. Der Kreissynodalvorstand ist
verpflichtet, sich mit den Bedenken der Mitglieder der
Kreissynode vor der Durchführung der Wahl ausei-
nanderzusetzen.

§ 11 Erforderliche Mehrheit bei der Wahl
(1)  Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen
des verfassungsmäßigen Mitgliederbestandes des
Presbyteriums bei Gemeindepfarrstellen oder des
Kreissynodalvorstandes bei kreiskirchlichen Pfarr-
stellen abzüglich der nach § 5 Absatz 4 Pfarrstellen-
besetzungsgesetz nicht mitwirkenden Pfarrstellenin-
haberinnen und Pfarrstelleninhaber erhält. Erhält kei-
ner der Kandidatinnen oder Kandidaten die erforder-
liche Mehrheit der Stimmen, finden nach Maßgabe der
folgenden Absätze weitere Wahlgänge statt.
(2)  Erhält bei nicht mehr als zwei Kandidatinnen und
Kandidaten im zweiten Wahlgang keiner die erforder-
liche Mehrheit der Stimmen, ist keiner der Kandida-
tinnen und Kandidaten gewählt.
(3)  Erhält bei mehr als zwei Kandidatinnen und Kan-
didaten im zweiten Wahlgang keiner die erforderliche
Mehrheit der Stimmen, werden in einem dritten Wahl-
gang nur die beiden Kandidatinnen und Kandidaten,
die im zweiten Wahlgang die meisten Stimmen erhal-
ten haben, zur Wahl gestellt. Lassen sich die hierfür
infrage kommenden Kandidatinnen und Kandidaten
wegen Stimmengleichheit im zweiten Wahlgang nicht
feststellen, findet zunächst zwischen den Kandidatin-
nen und Kandidaten mit gleicher Stimmenzahl bei der
zweiten Abstimmung ein Stichentscheid statt. Erhal-
ten die Kandidatinnen und Kandidaten mit gleicher
Stimmenzahl erneut gleich viele Stimmen, sind sie
nicht gewählt. Erhält im dritten Wahlgang keiner der
Kandidatinnen und Kandidaten die erforderliche
Mehrheit der Stimmen, ist keiner von ihnen gewählt.

IV.
Pfarrstellenübertragung und Einführung

§ 12 Pfarrstellenübertragung und Einführung
(1)  Die Übertragung der Pfarrstelle wird mit der Aus-
händigung der Übertragungsurkunde wirksam, wenn
nicht in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Zeit-
punkt bestimmt ist.
(2)  Die auf eine gemeindliche oder kreiskirchliche
Pfarrstelle gewählte Pfarrerin oder der gewählte Pfar-
rer wird am Tag der Wirksamkeit der Übertragung der
Pfarrstelle oder eine angemessene Zeit davor oder da-
nach in einem Gottesdienst durch die Superintenden-
tin oder den Superintendenten in die Pfarrstelle ein-
geführt.
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V.
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 13 Ausführungsregelungen
Die Kirchenleitung kann weitere Bestimmungen zur
Ausführung und Ergänzung dieses Kirchengesetzes
erlassen. Hierbei sollen auch zukunftsweisende For-
men des Pfarrdienstes und der Zusammenarbeit mit
anderen Berufsgruppen gefördert werden.

§ 14 Übergangsregelungen
Für Pfarrstellen, welche zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes bereits zur Wiederbesetzung
freigegeben waren, erfolgt das gesamte Verfahren
nach dem vor Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden
Recht.

§ 15 Pfarrstellen in Anstaltskirchengemeinden,
Verbandspfarrstellen, Patronatspfarrstellen

(1)  Die Besetzung von Pfarrstellen in Anstaltskir-
chengemeinden erfolgt nach dem Kirchengesetz über
die Anstaltskirchengemeinden in der Evangelischen
Kirche von Westfalen vom 18. Oktober 1973 in der
jeweils geltenden Fassung.
(2)  Für die Pfarrstellen eines Verbandes gilt § 4 Ab-
satz 2 Verbandsgesetz.
(3)  Die Besetzung von Patronatspfarrstellen erfolgt
nach diesem Gesetz, soweit dem nicht besondere
Rechte für die Patronatspfarrstellen entgegenstehen.

Artikel 2 Änderung des Superintendentengesetzes
§ 1 Absatz 2 Satz 3 des Kirchengesetzes über die
Rechtsverhältnisse des Superintendenten in der Evan-

gelischen Kirche von Westfalen vom 18. Oktober
1974 (KABl. S. 211), zuletzt geändert durch die Ge-
setzesvertretende Verordnung zu Anpassung von Vor-
schriften an das Pfarrdienstgesetz der Evangelischen
Kirche in Deutschland vom 5. April 2017 (KABl. S.
54, 189) erhält folgenden Wortlaut:
„Die Bestimmungen des Pfarrstellenbesetzungsgeset-
zes finden keine Anwendung.“

Artikel 3 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
(1)  Dieses Gesetz tritt am 1. März 2020 in Kraft.
(2)  Gleichzeitig treten das Kirchengesetz über die Be-
setzung der Gemeindepfarrstellen in der Evangeli-
schen Kirche von Westfalen vom 29.5.1953 (KABl.
S. 43), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz über
besondere dienstrechtliche und versorgungsrechtliche
Maßnahmen vom 17.11.2006 (KABl. S. 291), und das
Kirchengesetz über die kreiskirchlichen Pfarrstellen in
der Evangelischen Kirche von Westfalen i.d.F. der
Bekanntmachung vom 6.12.1985 (KABl. S. 172), ge-
ändert durch die Gesetzesvertretende Verordnung zur
Anpassung von Vorschriften an das Pfarrdienstgesetz
der EKD vom 5.4.2017 (KABl. S. 54, 189), außer
Kraft.
B i e l e f e l d, 20. November 2019

Die Kirchenleitung
S c h l ü t e r Dr. K u p k e

D. Mitteilungen aus der Ökumene

Nr. 73 – Pfingstbotschaft 2020.
Eine Botschaft der

Präsidentinnen und Präsidenten des
Ökumenischen Rates der Kirchen.

Vom 12. Mai 2020.
Wogen der Verzweiflung

und Zungen wie von Feuer:
Und es geschah plötzlich ein Brausen vom Himmel wie
von einem gewaltigen Sturm und erfüllte das ganze
Haus, in dem sie saßen. Und es erschienen ihnen Zun-
gen, zerteilt und wie von Feuer, und setzten sich auf
einen jeden von ihnen, und sie wurden alle erfüllt von
dem Heiligen Geist und fingen an zu predigen in an-
dern Sprachen. (Apg 2,2-4)
Die Pfingstinsel war eine der Inseln des südpazifi-
schen Inselstaats Vanuatu, die im vergangenen Monat
besonders schwer getroffen wurden von Zyklon Ha-
rold, einem tropischen Wirbelsturm der Kategorie 5
mit Windgeschwindigkeiten von bis 265 km/h und so

genannten „king tides“, also einem sehr starken Hoch-
wasser von 6 m und mehr über Normal. Harold brachte
große Zerstörung und Tod – er riss Dächer weg, mach-
te Gebäude dem Erdboden gleich, sorgte für Über-
schwemmungen in ganzen Ortschaften und kostete
viele Menschen das Leben.
Als der heftige Sturm ihre Heimatinsel traf, wachte
Moana, Inhaberin eines Strandresorts, auf und hatte
Angst um ihr Leben und ihr Eigentum. Zwei Stunden
lang beobachtete sie das stürmische Treiben und die
tobende See vor ihrer Tür und flehte zu Gott, dass sie
und ihre Habe verschont bleiben würden. Glücklicher-
weise ist Moana noch am Leben und ihre Häuser sind
unbeschadet als der Sturm vorüber ist.
Die Herabkunft des Heiligen Geistes wird in der Apos-
telgeschichte mit ähnlich dramatischen Worten be-
schrieben. Die frühen Jünger Christi, die sich aus
Angst versteckt hielten, erschraken zutiefst, fassten
durch die Gegenwart Gottes dann aber wieder Mut und
konnten sogar Sprachbarrieren und kulturelle Grenzen
überwinden, um die erlösende Botschaft von Jesu Auf-
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erstehung zu verkündigen. In der Geburtsstunde der
Kirche herrscht Durcheinander und Chaos, aber die
Kirche geht daraus mit einer mächtigen, ja lebensver-
ändernden Botschaft hervor, die für alle Kulturen und
in allen Kontexten relevant ist.
Wie es am ersten Pfingstfest war, muss es auch heute
wieder sein.
Während wir diese Worte schreiben, hat sich eine stille
und unsichtbare, allerdings noch todbringendere Na-
turgewalt unter uns ausgebreitet. Das neuartige Coro-
navirus hat die Welt auf den Kopf gestellt, es verbreitet
Angst und Schrecken und Chaos, und lässt Millionen
von Menschen krank werden und führt bei Hundert-
tausenden zum Tod. Die Pandemie hat verheerende
Auswirkungen auf die Volkswirtschaften, bringt das
Familienleben überall und das Leben in den Gemein-
wesen durcheinander, überfordert auch die fortschritt-
lichsten lokalen und globalen Systeme für die Ge-
sundheitsversorgung, stellt die Standhaftigkeit und
Leistungsfähigkeit von Regierungen auf die Probe und
verursacht Hungersnöte.
Und dennoch sind wir Christinnen und Christen auch
an diesem Pfingstfest mit allen Christinnen und Chris-
ten über die Jahrhunderte hinweg und mit allen Chris-
tinnen und Christen weltweit und auch mit jenen frü-
hen Jüngerinnen und Jüngern verbunden, um – wie die
Jüngerinnen und Jünger es damals mutig taten – zu
verkündigen, dass der Gott des Lebens immer noch
mit uns ist. Der Geist Gottes erhebt unsere Herzen im
Gebet und in Sehnsucht. Der Heilige Geist gibt uns die
Kraft und den Mut, uns dem Schmerz und Leiden zu
stellen. Der Heilige Geist entzündet Liebe in unseren
Herzen, um all jenen zu dienen, die leiden und die von
den gesellschaftlichen Versorgungssystemen ausge-
schlossen sind. Der Heilige Geist erhellt unseren Ver-
stand, dass wir uns in die intensive wissenschaftliche
Forschung zur Herstellung von Medikamenten und

Impfungen einbringen oder diese unterstützen können.
Der Heilige Geist befähigt uns, diesen Virus durch
großzügige Kooperation, mit unserer besten medizi-
nischen Versorgung und seelsorgerischen Fürsorge
und vor allem durch Liebe und Fürsorge für alle Kin-
der Gottes bekämpfen und besiegen zu können.
Auch der Geist Gottes ist pan-demos. Er berührt alle
Menschen und überwindet alle Grenzen – allerdings
bringt er Leben und nicht den Tod. An diesem Pfingst-
fest beten wir, dass der Kampf gegen diese Pandemie
die Kräfte des Heiligen Geistes im ganzen Gottesvolk
freisetzt und nicht nur die Kirche erneuert, sondern das
Antlitz der Erde.

Die Regionalpräsidentinnen und Regionslpräsidenten
des Ökumenischen Rates der Kirchen

Pastorin Dr. Mary-Anne Plaatjies van Huffel,
Reformierte Unionskirche im südlichen Afrika

Pastorin Prof. Dr. Sang Chang,
Presbyterianische Kirche in der Republik Korea

Erzbischof Emeritus Dr. Anders Wejryd,
Schwedische Kirche

Pastorin Gloria Nohemy Ulloa Alvarado,
Presbyterianische Kirche von Kolumbien

Bischof Mark MacDonald,
Anglikanische Kirche von Kanada
Pastorin Dr. Mele'ana Puloka,

Freie Wesleyanische Kirche von Tonga
Seine Heiligkeit Johannes X.,

Patriarch der Griechisch-Orthodoxen Kirche
von Antiochien und dem gesamten Morgenland

Seine Heiligkeit Karekin II.,
Oberster Patriarch und Katholikos aller Armenier

––––––––––––––

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen und Entscheidungen

––––––––––––––

F. Mitteilungen

––––––––––––––
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